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1.) Beschluss Nr. 0534 vom -18.11.2021

2.) Entwurt dsr Satzung zur Anderung der Satzung
über Sondernutzungen an öfientlichen Straßen und
über Sondemutrungsgebühren in d6r
Landeshauptstadt Wiesbaden
(Sondemutzungssatzung) // Ergänzung üb€r die
Gebühr Nr. 30 der Anlage zu § 8
(Gebührenvezeichnis)
3.) Stellungnahme Tiefbau- und Vermessungsamt
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2!V'344O02 i\nd€rung der Sondemutzungss€ltzung zur cebührenerhebung für gewerblich genutzte E-
Tretroller

B Kuzbeschreibung des Vorhabens (verpfl ichtend)
(Die lnhahe dleses Feldes vvetden [außer bei veffaulichen vorlagen. we z. B. Oisziptinarvo.tagen] rm tntemevtntranet voröffen rcht. Es dürfen hier
keine personenbezc{enen Dalen im Stnne des Hessisch6n Datensdrutzgoselz6 verwendet w€rden (Ausnahme: Einwilligunoserllärung des/der
B€iroffenen liegt vor) Erg6nzende Erläuterungen. sou,eit efford€dich, siehe O. B€gründung. pkt. 

)

Anderung der Sondernutzungssatzung zur Gebührenerhebung ftjr die NuEung von E-Tretrollern nach der
Elektrokleinstfahzeuge-Verordnung (eKF)

C Beschlussvorschlag

1 . Der Entwurf der Satzung zur Anderung der Satzung über Sondernutzungen an öffentlichen Stra-
ßen und über Sondernutzungsgebühren in der Landeshauptstadt Wiesbaden (Sondernutzungssat-
zung) - Anlage 2 - wird als Satzung beschlossen.

2. Die Satzung tritt zum 01. August 2023 in Kraft.

D Begründung

Die Stadtverordnetenversammlung hat mit Beschluss Nr. 0534 vom 18.11 .2021 beschlossen, dass der
Magistrat gebeten wird, das bestehende Merkblatt für die Anbieter von Elektro-Tretrollerverleihsystemen
zu einem verbindlichen Regelwerk weiterzuentwickeln (s. Anlage 1).

Hierzu wurden von der ESWE Verkehr, dem Tielbau- und vermessungsamt, dem Rechtsamt und dem
Straßenverkehrsamt zwei Verfahren erörtert. Zum einen ein zivilrechtlicher Konzessionsvertrag und zum
anderen die öffentlich-rechtllche Genehmigung in Form einer Sondernutzungserlaubnis. Nach einem Er-
fahrungsaustausch mit der Stadt Frankfurt flel die Entscheidung auf die Sondernutzungserlaubnis auf
Grundlage des Frankfurter Modells. Die Sondernutzungserlaubnis wurde federführend vom Straßenver-
kehrsamt erstellt. Ein Bestandteil dieser Erlaubnis soll auch die Erhebung einer Sondernutzungsgebühr
für die gewerbliche Nutzung von E-Tretrollern im ötfentlichen Verkehrsraum der Landeshauptstadt Wies-
baden sein.

Ab 01.10.2023 sollen die in Wiesbaden tätigen E-Tretroller-Verleihfirmen für den gewerblichen Betrieb
ihrer E-Tretroller eine Sondemutzungserlaubnis auf Grundlage der mit dieser SiEungsvorlage geänderten
Sondernutzungssatzung b€antragen. Zur Genehmigung dieser SondernuEungserlaubnisse sollen 7,50
Euro pro E-Tretroller und Quartal zzgl. einer einmaligen verwaltungsgebühr von 150,00 Euro pro Be-
scheid erhoben werden. Die Sondernutzungsedaubnis wird dabei lediglich für drei Monate erteilt und auf
Antrag jeweils für weitere drei Monate vedängert.

Mit diesen Sondernutzungserlaubnissen wird es erstmals möglich verbindlich Auflagen und Bedingungen
den E-Tretrollerverleihfirmen aufzuerlegen, die im Falle eines Nichtbeachtens auch zu einer Ordnungs-
widrigkeit oder zum EnEug der erteilten Sondemutzungsedaubnis führen können. lm Zeitraum vom
01.08.2023 bis 30.09.2023 werden die neuen Auflagen und Bedingungen bereits erprobt. ln diesem Er-
probungszeitraum wird es den Anbietern möglich gemacht einen Antrag auf die Erteilung einer SondemuG
zungserlaubnis zu stellen. Ab dem 01.10.2023 kann ohne eine Sondernutzungserlaubnis kein gewerbla-
ches E-Tretroller-Verleihsystem im Stadtgebiet Wiesbaden mehr betrieben werden.

Da die geweöliche Nutzung öffentlichen Verkehrsraums durch diese E-Tretroller über den Allgemeinge-
brauch nach § 16 Hessisches Straßengesetz (HSIrG) hinausgeht, ist es nur folgeric+ltig für diese Nutzung
eine Sondernutzungsgebühr zu erheben. Die Gebührenhöhe orientiert sich dabei an dem Modell der Stadt
Frankfurt am Main.



23V-34-0002 Anderung d€r SondemuEungss.ltzung zur Gebührenerhebung für gewerblich genutrte E-
Tretroller

Für die Erhebung dieser Gebühr ist die Anderung der Sondernutzungssatzung erforderlich. Die hierfür er-
forderliche Anderungssatzung ist als Anlage 2 beigefügt.

l. Auswirkungen der SiEungsvodage
(Angaben zu Zelen, Zielgruppen, WirkungerrMessgriißen. Ouanlilä|, Oualität, Auswirtungen im Konzern au, andere Berejche. Zeldan, Erfotgs.
kontrdle)

Seit 23.08.2019 gibt es als Vereinbarung zwaschen den E-Tretrollerverleihfirmen und der Landeshaupt-
stadt Wiesbaden lediglich das ,,Merkblatt für Anbieter von Elektro- Tretrollerverleihsystemen", in dem es
zwar Absichtserklärungen aber keine rechtsverbindlichen Regelungen gibt. Mit der Einführung von Son-
dernutzungserlaubnissen ab 01 .10.2023, kann der gewerbliche E-Tretrollerverkehr nun öffenflich-rechtlich
bzw. ordnungsrechtlich geregelt und gesteuert werden. Da in diesen Erlaubnissen auch verbindliche Auf-
lagen und Bedingungen festgesetzt werden, können bei Verstößen auch weitergehende Maßnahmen, wie
z.B. der Entzug der Sondernutzungserlaubnis oder die Einleitung eines Ordnungswidrigkeitsverfahrens
ergriffen werden. Mit diesen verbindlichen Regelungen wird ein maximal ordnender Effekt im Straßenver-
kehr angestrebt.

Da zuzeit im Schnitt ca. 3500 E-Tretroller im Stadtgebiet im Einsatz sind, würden daniber hinaus Mehr-
einnahmen für die Landeshauptstadt Wiesbaden von ca.26.250 Euro pro Ouartal, bzw. ca. 105.000 Euro
pro Jahr eingenommen.

ll. Ergänzende Erläuterungen
(Demografiscle Ent\flidjur€. Umselz.mg Barierefreih€it, Klimasatxlz/Klima-Anpassung. etc )

lV. Öffentlicfrkeitsarb€it I Bü rgeöeteiligung
(Hier sind hformatonen über Briro€öeteitigunqeo in Proiekten elnzraigen)
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lll. Gepri!fte Altemativen
(Hi6r sind die Alternativen dara.,slellen, welche zw6r geprüft wJ.den, aber nicht zum ZWe kommei sollen)

Bestätigung der Dezement'innen
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